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Die Delegationen erhalten in der Anlage den von verschiedenen Ausschiissen des Rates
Uberarbeiteten und gebilligten Entwurf einer Empfehlung des Rates, der auf dem
Kommissionsvorschlag COM(2016) 341 final beruht.
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EMPFEHLUNG DES RATES

vom ...

zum nationalen Reformprogramm Polens 2016 mit einer Stellungnahme des Rates zum

Konvergenzprogramm Polens 2016

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf

Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 (iber den Ausbau der

haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken®, insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

auf Empfehlung der Europdischen Kommission,

unter Bericksichtigung der EntschlieBungen des Europaischen Parlaments,

unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,

nach Stellungnahme des Beschéaftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses flr Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses fir Wirtschaftspolitik,

! ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
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in Erwagung nachstehender Griinde:

(1) Am 26. November 2015 nahm die Kommission den Jahreswachstumsbericht an, mit dem das
Européische Semester fur wirtschaftspolitische Koordinierung 2016 eingeleitet wurde. Die
Prioritdten des Jahreswachstumsberichts wurden am 17./18. Marz 2016 vom Européischen
Rat gebilligt. Am 26. November 2015 nahm die Kommission auf der Grundlage der
Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Européaischen Parlaments und des Rates? den
Warnmechanismus-Bericht an, in dem sie Polen nicht als einen der Mitgliedstaaten nannte,

fiir die eine eingehende Uberpriifung durchzufiihren sei.

(2) Der Landerbericht 2016 fur Polen wurde am 26. Februar 2016 vertffentlicht. Darin wurden
die Fortschritte Polens bei der Umsetzung der landerspezifischen Empfehlungen des Rates
vom 14. Juli 2015 und bei der Verwirklichung der nationalen Ziele im Rahmen von

Europa 2020 bewertet.

(3) Am 28. April 2016 Ubermittelte Polen sein nationales Reformprogramm 2016 und sein
Konvergenzprogramm 2016. Um wechselseitigen Zusammenhangen Rechnung zu tragen,

wurden beide Programme gleichzeitig bewertet.

2 Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
16. November 2011 tber die Vermeidung und Korrektur makrotkonomischer
Ungleichgewichte (ABI. L 306 vom 23.11.2011, S. 25).
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(4) Die einschlagigen landerspezifischen Empfehlungen wurden bei der Programmplanung der
Europdischen Struktur- und Investitionsfonds fiir den Zeitraum 2014-2020 berticksichtigt.
Gemal} Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europaischen Parlaments und des
Rates® kann die Kommission einen Mitgliedstaat zur Uberarbeitung seiner
Partnerschaftsvereinbarung und der jeweiligen Programme und zur Unterbreitung von
Anderungsvorschlagen auffordern, wenn dies firr die Férderung der Umsetzung der
einschlagigen Empfehlungen des Rates notwendig ist. In den Leitlinien fur die Anwendung
von Malinahmen zur Schaffung einer Verbindung zwischen der Wirksamkeit der
europdischen Struktur- und Investitionsfonds und der ordnungsgemafien
wirtschaftspolitischen Steuerung hat die Kommission erldutert, wie sie diese Bestimmung

anzuwenden gedenkt.

(5) Polen unterliegt zurzeit der praventiven Komponente des Stabilitats- und Wachstumspakts.
Im Stabilitatsprogramm 2016 erwartet die Regierung einen Anstieg des Gesamtdefizits von
2,6 % des BIP im Jahr 2015 auf 2,9 % des BIP im Jahr 2017 und danach einen Ruickgang auf
1,3 % des BIP im Jahr 2019. Das mittelfristige Haushaltsziel eines strukturellen Defizits von
1 % des BIP durfte bis 2019, d. h. dem Ende des Programmplanungszeitraums, nicht erreicht
werden. Im Stabilitatsprogramm 2016 erwartet die Regierung einen Anstieg der
Schuldenquote von 51,3 % im Jahr 2015 auf 52,5 % im Jahr 2017 und danach einen
Riickgang auf 50,4 % im Jahr 2019. Das diesen Haushaltsprojektionen zugrunde liegende
makrodkonomische Szenario ist 2016 plausibel und anschlieBend gilinstig. Ausgehend von der
Frihjahrsprognose 2016 der Kommission besteht im Jahr 2016 und — unter Annahme einer
unveranderten Politik — auch im Jahr 2017 das Risiko einer signifikanten Abweichung von
der empfohlenen Anpassung. Nach Bewertung des Konvergenzprogramms und unter
Beriicksichtigung der Frihjahrsprognose 2016 der Kommission besteht nach Auffassung des
Rates das Risiko, dass Polen die Vorgaben des Stabilitdts- und Wachstumspakts nicht erftillen
wird. Daher werden weitere MalRnahmen erforderlich sein, um die Erftllung der Ziele in den
Jahren 2016 und 2017 zu gewahrleisten.

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom

17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen tber den Européaischen Fonds fur
regionale Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den Kohdsionsfonds, den
Européischen Landwirtschaftsfonds fur die Entwicklung des landlichen Raums und den
Europdischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen tber den
Européischen Fonds fur regionale Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den
Kohésionsfonds und den Europdischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 320).
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(6)

(7)

(8)

Polen ist der einzige Mitgliedstaat ohne eigenstdndigen unabh&ngigen Haushaltsrat, und es
sind keine Pléane fir die Einrichtung eines solchen Rates bekannt; es besitzt allerdings
unabhéngige finanzpolitische Instanzen, die einige dieser Funktionen ausiiben. Erganzend zu
der in der Verfassung verankerten Schuldenbremse hat Polen 2013 eine Vorschrift zur
Stabilisierung der Ausgaben eingefihrt, die im Haushaltsplan 2015 erstmals in vollem
Umfang zur Anwendung kam. Allerdings wurde die Vorschrift im Dezember 2015 geéndert
und ermdglicht nun héhere Ausgaben, insbesondere zu den derzeitigen Bedingungen einer
niedrigen Inflationsrate. Aufgrund einer ungiinstigen budgetaren Ausgangsposition und des
erwarteten Kostenanstiegs im Zusammenhang mit der Bevolkerungsalterung (insbesondere
Gesundheitsausgaben) bestehen signifikante Risiken fur die langfristige Tragfahigkeit der
Offentlichen Finanzen. Infolge des projizierten Anstiegs des Gesamtschuldenstands besteht im
Hinblick auf die Schuldentragféhigkeit und unter Annahme einer unveranderten Politik
mittelfristig ein hohes fiskalisches Risiko.

Trotz der bereits eingefiihrten MalRnahmen wie des Reverse-Charge-Verfahrens (Umkehrung
der Steuerschuldnerschaft) und der gesamtschuldnerischen Haftung von Unternehmen in
sensiblen Sektoren dirften die Mehrwertsteuereinnahmen im Jahr 2015 im Verhéltnis zum
BIP weiterhin gering ausfallen. Die VVerbesserung der Mehrwertsteuererhebung und die
Bekampfung des Mehrwertsteuerbetrugs sind Prioritaten der Regierung, die derzeit an einer
entsprechenden Strategie arbeitet. Die Strategie soll Malinahmen wie neue IT-Instrumente flr
die Aufdeckung und Bekdmpfung von Mehrwertsteuerbetrug und eine Reform der
Steuerverwaltung umfassen. Im Januar 2017 wird eine niedrigere Grenze flir Barzahlungen
zwischen Unternehmen eingefiihrt. Polen sucht immer noch nach einer Lésung fir das seit
langem bestehende Problem der ineffizienten Steuerverwaltung. Die relativen
Erhebungskosten, d. h. die administrativen Kosten im Verhaltnis zu den erhobenen
Nettosteuereinnahmen, sind die hdchsten in der Union.

Polen wendet weiterhin erméligte Mehrwertsteuersatze auf eine Vielzahl von Waren und
Dienstleistungen an. Dies fuhrt zu Einnahmenverlusten und mindert die Effizienz des
Mehrwertsteuersystems. Die Erfahrung zeigt, dass ermaRigte Mehrwertsteuersatze aus
sozialpolitischer Sicht kein wirksames Instrument sind, da sie insbesondere nicht gezielt auf
bedurftige Haushalte ausgerichtet sind. In der Regel flihren sie zu betrachtliche Subventionen
fiir grol3e Steuerzahler. Bei den Sozialleistungen und der Einkommensteuer ist dagegen eine
bessere Ausrichtung maoglich, so dass Umverteilungsziele auf diesem Weg besser zu erreichen
sind. Die potenziellen Mindereinnahmen aufgrund ermaRigter Mehrwertsteuersétze und
fakultativer Befreiungen gehoren zu den hochsten in der Union.
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(9)

(10)

(11)

Ungeachtet der jingsten Verbesserungen steht der polnische Arbeitsmarkt vor grof3en
Herausforderungen wie der Uberalterung der Erwerbsbevolkerung, der geringen Produktivitat
und der starken Segmentierung des Arbeitsmarktes. Hinzu kommen Méngel im
Bildungssystem. Das Bildungssystem konnte in den letzten Jahren zwar deutlich verbessert
werden, vermittelt den Schulerinnen und Schiilern aber nach wie vor nicht die
Querschnittskompetenzen, die auf einem Arbeitsmarkt in raschem Wandel benétigt werden
und Voraussetzung fir Innovation sind. Das relativ schwache Durchschnittsniveau der
polnischen Hochschulen und der Wissenschaft schlagt negativ auf die Qualitat des Angebots
durch. Der Grad der Internationalisierung des polnischen Hochschulwesens ist sowohl im
Hinblick auf die Zahl ausléandischer Studierender als auch auf die Beteiligung an der
internationalen wissenschaftlichen Zusammenarbeit sehr schwach. Das Modell zur
Finanzierung der Hochschulbildung orientiert sich weitgehend an der tiberlieferten Reputation
der Hochschulen und quantitativen Variablen wie der Zahl der Studierenden und des
Hochschulpersonals und ist der Qualitatsférderung nicht in ausreichendem Mal3e zutréglich.
Den Arbeitgebern zufolge fehlt es Hochschulabsolventen an Querschnittskompetenzen wie
der Fahigkeit zur Problemldsung, kritischem Denken und Teamfahigkeit. MalRnahmen des
lebenslangen Lernens werden kaum genutzt, und die berufliche Aus- und Weiterbildung
entspricht nicht den Markterfordernissen.

Verfligbarkeit und Inanspruchnahme von Vorschuleinrichtungen haben sich in den
vergangenen Jahren zwar deutlich verbessert, doch bleibt das Angebot fir frihkindliche
Betreuung eines der schwachsten in der Union. Das Alter, ab dem Kinder schulpflichtig sind,
wurde auf sieben Jahre angehoben, und die verpflichtende Vorschulbildung fur Finfjahrige
gestrichen; im Zusammenspiel mit dem neu eingefiihrten Kindergeld kdnnte dies —
insbesondere bei Frauen — negative Auswirkungen auf die Teilnahme am Arbeitsmarkt haben
und sollte daher genau beobachtet werden.

Trotz eines starken Anstiegs der unbefristeten Arbeitsverhaltnisse im Jahr 2015 hat Polen in
der Union einen der hdchsten Anteile befristeter Beschaftigungsverhéltnisse. Polen hat
unlangst eine Reihe von MalRnahmen zur Bekdmpfung der Segmentierung des Arbeitsmarktes
ergriffen. Das Arbeitsrecht wurde geéndert, die Sozialversicherungsbeitrage im Rahmen
bestimmiter zivilrechtlicher Vertrage wurden erhéht und im Januar 2017 soll ein
Mindeststundenlohn fiir zivilrechtliche Vertrage eingefiihrt werden. Bestimmte Aspekte des
Arbeitsrechts schaffen fur die Arbeitgeber jedoch negative Anreize fur Einstellungen im
Rahmen unbefristeter Vertrdage, so dass derartige Vertrdge nur in begrenztem Umfang genutzt
werden. Dies ist hauptsachlich auf die Komplexitat der arbeitsrechtlichen Bestimmungen und
auf die hohen impliziten Kosten fur Entlassungen aus solchen Vertrdgen zuriickzuftihren.
Dazu zahlen hohe Verfahrenskosten, Kosten fiir aufwandige und unzuverlassige
Streitbeilegungsmechanismen sowie Bestimmungen zum besonderen Schutz alterer
Arbeitnehmer vor Entlassungen.
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(12) Préaferenzielle sektorspezifische Sozialversicherungsregelungen, insbesondere das stark
subventionierte Rentensystem fir Landwirte und Bergleute, verursachen hohe
Haushaltskosten und beeintrachtigen moglicherweise die Mobilitat der Arbeitskrafte. Die
Zahl der unter dem Versicherungssystem fur Landwirte Versicherten geht seit 2007 langsam
zurlick und darfte sich im Jahr 2019 nach Berechnungen der Regierung auf 1,18 Mio.
Personen belaufen, wéhrend die Kosten flr Altersversorgungsleistungen, die sich auf
1,229 Mio. belaufen, bis 2018 wahrscheinlich steigen werden. Die Haushaltsausgaben fir die
Regelung fir Landwirte (KRUS) belaufen sich seit 2011 konstant auf 1 % des BIP. Es gibt fir
die Landwirte weder eine generelle Steuerpflicht noch eine Verpflichtung zur Buchfiihrung,
und der Anteil der Eigenfinanzierung ist bei KRUS niedrig. 2014 gab es in Polen 1,382 Mio.
landwirtschaftliche Betriebe, davon 52 % unter 5 ha (GUS). Bergleute sind vom allgemeinen
beitragsdefinierten staatlichen Rentensystem befreit und genielen VVorzugsbedingungen
beziglich der Anwendung von Rentenmultiplikatorkoeffizienten; dies verursacht eine
signifikante jahrliche Belastung der 6ffentlichen Finanzen von tber 0,5 % des BIP. Die
unglinstigen demografischen Aussichten haben bereits zu einem Rickgang der Bevdlkerung
im erwerbsfahigen Alter gefuhrt. Deshalb ist es — auch im Hinblick auf die Erhaltung
angemessener Leistungen und auf die Nachhaltigkeit des 6ffentlichen Rentensystems —
wichtig, dass sich der positive Beschaftigungstrend, insbesondere bei dlteren Arbeitnehmern,
fortsetzt. Das durchschnittliche effektive Renteneintrittsalter liegt trotz des in den
vergangenen Jahren verzeichneten Anstiegs immer noch deutlich unter dem gesetzlichen
Rentenalter. Daher ist eine Anhebung des effektiven Renteneintrittsalters ein wesentlicher
Faktor fur langerfristig sozial angemessene Renten, die Stabilitat der 6ffentlichen Finanzen

und die Erhéhung der Erwerbsbeteiligung.
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(13)

(14)

(15)

Trotz umfangreicher Investitionen in den letzten Jahren bestehen weiter Engpésse und Mangel
bei den Verkehrs-, Energie- und Kommunikationsnetzen. Die Investitionstétigkeit leidet unter
der Arbeitsweise der 6ffentlichen Verwaltung, der Besteuerung, dem Umfeld fir Forschungs-,
Entwicklungs- und Innovationstatigkeiten und der zeitaufwendigen Vertragsdurchsetzung.
Schwachstellen bei Management- und Verwaltungskapazitaten beeintrachtigen die ziigige
Durchfiihrung von Investitionsvorhaben im Schienenverkehr und von anderen
Infrastrukturprojekten in den Bereichen Verkehr, Energie und Telekommunikation. Polen hat
nach wie vor eine energie- und kohlenstoffintensive Wirtschaft; eine Verbesserung der
Energieeffizienz konnte erhebliche Gewinne ermdglichen. Die Anlagen fiir die
Stromerzeugung veralten und sind weiterhin in hohem MaRe von Kohle abhangig. Das
Stromnetz ist unzureichend an die Nachbarlander angebunden. Die Férderregelung fur
erneuerbare Energien, die am 1. Januar 2016 in Kraft treten sollte, hat sich verzogert, was zu
Investitionsunsicherheit fuhrt. Wichtige Faktoren, die Investitionen insbesondere im
Baugewerbe im Wege stehen, sind die sehr schwache Abdeckung und die Instabilitat der
Raumplanung, die sich insbesondere auf lokaler Ebene bemerkbar machen, die
Uberreglementierung sowie rechtliche und administrative Unstimmigkeiten, die die

Ausstellung von Baugenehmigungen erschweren.

Im Rahmen des Européischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik Polens
umfassend analysiert und diese Analyse im Landerbericht 2016 vertffentlicht. Sie hat auch
das Konvergenzprogramm und das nationale Reformprogramm sowie die Malinahmen zur
Umsetzung der an Polen gerichteten Empfehlungen der VVorjahre bewertet. Dabei hat sie nicht
nur deren Relevanz fiir eine auf Dauer tragfahige Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in
Polen berlicksichtigt, sondern angesichts der Notwendigkeit, die wirtschaftspolitische
Steuerung der EU insgesamt durch auf EU-Ebene entwickelte VVorgaben fiir kiinftige
nationale Entscheidungen zu verstarken, auch deren Ubereinstimmung mit EU-Vorschriften
und -Leitlinien beurteilt. Die Empfehlungen im Rahmen des Européischen Semesters spiegeln

sich in den nachstehenden Empfehlungen 1 bis 3 wider.

Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Konvergenzprogramm geprift; seine
Stellungnahme* hierzu spiegelt sich insbesondere in der nachstehenden Empfehlung 1 wider.

4

GemaR Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97.
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EMPFIEHLT, dass Polen 2016 und 2017

1.  eine jahrliche Haushaltskorrektur von 0,5 % des BIP in Richtung auf das mittelfristige
Haushaltsziel fiir 2016 und 2017 erreicht; den Haushaltsrahmen starkt und zu diesem Zweck
einen unabhangigen Haushaltsrat einsetzt; die Steuererhebung verbessert, indem eine bessere
Einhaltung der Mehrwertsteuervorschriften sichergestellt und die umfangreiche Anwendung
ermaRigter Mehrwertsteuersétze eingeschrénkt wird,

2.  die Tragfahigkeit und Angemessenheit des Rentensystems gewéhrleistet und die Beteiligung
am Arbeitsmarkt durch Reformierung der praferenziellen Altersversorgungssysteme, durch
Beseitigung von Hindernissen fir dauerhaftere Beschaftigungsverhaltnisse und durch

Verbesserung der Arbeitsmarktrelevanz der allgemeinen und beruflichen Bildung fordert;
3. Malinahmen ergreift, um Hindernisse flr Investitionen in Verkehrsinfrastrukturen, bauliche

Infrastrukturen und Energieinfrastrukturen zu beseitigen und die Abdeckung der

Raumplanung auf lokaler Ebene zu verbessern.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Rates
Der Prasident
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

